
BGFA – AKTUELL/LLCA – ACTUALITÉS

3/2005 119

Niklaus Studer*

Der neue Kommentar zum Anwaltsgesetz (BGFA)
Stichworte : Anwaltsgesetz, BGFA, Kommentar, Berufsregeln, Generalklausel, Unabhängigkeit, Interessenkonflikt, Doppelvertretung, 

Werbeverbot

Zweieinhalb Jahre nach dem Inkrafttreten des BGFA, das erst-
mals eine einheitliche Grundlage für die Ausübung des Anwalts-
berufes in der Schweiz schafft, ist ein in jeder Beziehung umfas-
sender Kommentar1 erschienen. Dies ist sehr erfreulich. Vor
allem im Hinblick auf die Berufsregeln, die seit Bestehen des An-
waltsberufes erstmals gesamtschweizerisch vereinheitlicht und
unter Ausserkraftsetzung der bisherigen kantonalen Regeln ver-
bindlich festgelegt werden, gibt der Kommentar dem praktizie-
renden Anwalt ein Hilfsmittel in die Hände, das im beruflichen
Alltag sehr wertvolle Dienste leistet.

Es würde zu weit führen, in der vorliegenden Rubrik den
BGFA-Kommentar umfassend besprechen zu wollen. Der Bericht-
erstatter beschränkt sich auf Hinweise zu dem wohl wichtigsten
Kapitel des Anwaltsgesetzes, den Berufsregeln (Art. 12 BGFA).

Die Berufsregeln werden von Prof. Dr. Walter Fellmann kom-
mentiert, einem ausgewiesenen Kenner des Berufsrechtes so-
wohl auf kantonaler als auch auf schweizerischer Ebene. Er
versteht es, den wesentlichen Inhalt klar und überzeugend dar-
zulegen. Er stützt sich auf die Lehre und Rechtsprechung, die bis
Mitte September 2004 veröffentlicht worden ist.

Besonders wertvoll für den praktizierenden Anwalt ist die
ausführliche Kommentierung der Generalklausel (Art. 12 lit. a).
Der Autor versteht es, systematisch den Inhalt dieser General-
klausel aufzuzeigen. Vorerst werden die allgemeinen Pflichten
dargelegt, nämlich die Pflichten zur Führung einer Kanzlei, die
freie Anwaltswahl, die Pflicht keine Zeugen zu beeinflussen und
die Pflicht Vertraulichkeit im Rahmen von Vergleichsverhandlun-
gen zu wahren etc. Es folgen die Pflichten gegenüber dem Klien-
ten. Nicht minder wichtig sind die Pflichten gegenüber Staat und
Behörden.2 Ferner wird dargelegt, ob und inwiefern die General-
klausel Pflichten gegen Kollegen, Gegenpartei und Dritte bzw.
das ausserberufliche Verhalten regelt.

Einer der Hauptpfeiler des Anwaltsgesetzes bildet die Unab-
hängigkeit (Art. 12 lit. b), ein Thema, das angesichts der überra-
genden Bedeutung sehr umfassend kommentiert wird. Die Aus-
führungen beschränken sich nicht auf die Konsequenzen des
bundesgerichtlichen Leitentscheides3, d. h. auf die Frage der Un-
abhängigkeit eines angestellten Anwalts. Von Bedeutung ist
nicht nur die Unabhängigkeit vom Staat sondern auch vom Kli-
enten; zurecht hält Fellmann fest: «der Anwalt ist wohl der Be-
auftragte seiner Partei, niemals aber ihr Diener!»

Sehr beachtenswert (und für den praktizierenden Anwalt je
länger je wichtiger) sind die Ausführungen zur Frage des Interes-
senkonfliktes (Art. 12 lit. c BGFA). Der Autor setzt sich u. a. kritisch
mit der Praxis diverser Aufsichtsbehörden auseinander, massge-
bend sei bereits der Anschein einer Interessenkollision. Er vertritt
überzeugend die Auffassung, die Anwältinnen und Anwälte hät-
ten den tatsächlichen Interessenkonflikt und nicht irgendeinen
Anschein zu vermeiden. Wichtig für den praktizierenden Anwalt ist
zudem die Frage der Zulässigkeit der Doppelberatung. Während-
dem die Doppelvertretung entsprechend der klaren bundesge-
richtlichen Rechtsprechung uneingeschränkt verboten bleibt4, er-
achtet der Autor es als zulässig, im Rahmen der Rechtsberatung
eine Tätigkeit für Klienten mit gegensätzlichen Interessen vorzu-
nehmen, wenn beide Parteien damit einverstanden sind.5

Sehr liberal legt der Autor die Werbemöglichkeiten gemäss
Art. 12 lit. d aus. Seiner Auffassung nach besteht an einem Wer-
beverbot nicht das geringste öffentliche Interesse. Die Ein-
schränkungen im Gesetz haben bloss die Bedeutung, dass der
Anwalt an die Grundsätze des UWG gebunden ist. Die Werbung
darf daher nicht unlauter sein, sie darf den Klienten nicht täu-
schen und hat den Grundsatz von Treu und Glauben zu respek-
tieren. Zu diesem Thema besteht noch keine einschlägige Recht-
sprechung. Die offene Auffassung zu diesem Thema entspricht
zweifellos der generell herrschenden Meinung.

Zu guter Letzt finden sich in der Kommentierung zu Art. 12
lit. e (Verbot des pactum de quota litis) wichtige Hinweise für die
Honorargestaltung. Zu Recht wird – entsprechend der anerkann-
ten Lehre – nicht jedes Erfolgshonorar grundsätzlich als verboten
qualifiziert. Die Beteiligung am Erfolg in Form einer Erfolgsprämie
(pactum de palmario) ist zulässig. Das pactum de palmario setzt
jedoch voraus, dass der Anwalt in der Regel unabhängig vom Aus-
gang des Verfahrens Anspruch auf ein kostendeckendes Honorar
mit angemessenem Gewinnanteil haben soll, eine Auffassung im
Übrigen, die auch vom SAV geteilt wird und in die Richtlinien des
SAV für die Berufs- und Standesregeln übernommen wurde.

Es bleibt zu hoffen, dass die Hinweise auf diese wenigen aber
sehr wichtigen Bestimmungen des BGFA die praktizierenden An-
wältinnen und Anwälte ermuntern, sich vermehrt mit den Einzel-
heiten des Berufsrechtes und insbesondere mit den Berufsregeln
zu befassen. Der Kommentar beinhaltet eine hervorragende
«Gebrauchsanleitung» für den beruflichen Alltag. Er darf in kei-
ner Anwaltsbibliothek fehlen.
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1 Fellmann/Zindel (Hrsg.), Kommentar zum Anwaltsgesetz, Schulthess 2005.
2 Vgl. dazu NIKLAUS STUDER, Anwaltsrevue 10/2004, S. 373 ff.
3 BGE 130 II 87.

4 Vgl. dazu auch das Urteil des Bundesgerichtes 2A.594/2004 vom
28.10.2004, kommentiert durch BEAT HESS, Anwaltsrevue 1/2005, S. 23,
sowie Entscheid des Bundesgerichtes Nr. 2A.560/2004 vom 01.02.2005.

5 So auch HESS (FN 4), S. 25
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